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Regress bei Schäden  

an Sportbooten während der  

Winterlagerung(?!) 

 

Während der Winterlagerzeit sind Sport-

boote erheblichen Gefahren ausgesetzt. 

In entsprechenden von uns bearbeiteten 

Schadensfällen sind - um nur einige Bei-

spiele zu nennen - beim Kranen von 

Sportbooten, um diese aus dem Wasser 

zu holen bzw. wieder in das Wasser zu 

setzen, Sportboote abgestürzt und mas-

siv beschädigt worden. Während des 

Winterlagers sind, bedingt durch fehler-

hafte Konstruktionen der sog. Yachtpalet-

ten, fehlerhaftes Aufpallen oder ähnli-

ches, Sportboote umgestürzt und haben 

massive Schäden erlitten. Durch Brand-

stiftung, den fahrlässigen Umgang mit 

Heizgeräten, Gasbrennern, u. ä., sind 

ganze Lagerhallen mit Sportbooten abge-

brannt.  

 

Für entsprechende Schäden besteht oft-

mals Deckung unter einer Yachtkasko-

versicherung. 

 

 

Für den Eigner ohne korrespondierenden 

Versicherungsschutz bzw. den Versiche-

rer nach erfolgter Schadensregulierung 

stellt sich regelmäßig die Frage, ob und 

gegebenenfalls gegenüber wem, Re-

gressansprüche wegen der eingetrete-

nen Schäden zu richten sind (?).  

 

 

Vergleichsweise einfach sind die Fälle zu 

handhaben, in welchen Besitzer anderer 

Sportboote durch Arbeiten während der 

Winterlagerzeit, durch welche es zu 

Schäden an anderen Yachten kommt, da 

regelmäßig korrespondierende Ansprü-

che gegenüber dem Schadensverursa-

cher bestehen.  

 

 

Schwieriger gestaltet sich diese Frage in-

des regelmäßig dann, wenn Schäden 

durch Versäumnisse des Winterlagerhal-

ters verursacht wurden.  

 

 

In der Regel sind Verträge - so denn sol-

che überhaupt bestehen - mit einem Win-

terlagerhalter als Mietverträge über-

schrieben.  

 

Die Verpflichtungen des Winterlagerhal-

ters beschränken sich indes in der Regel 

nicht auf die bloße Zurverfügungstellung 

von Mietraum zum Abstellen des Sport-

boots während der Winterzeit.  

 

Vielmehr verhalten sich entsprechende 

Verträge - unter Entstehung korrespon-

dierender Vergütungsansprüche - regel-

mäßig über eine Vielzahl von Zusatzleis-

tungen.  

 

Beginnend mit dem Kranen des Sport-

bootes aus dem Wasser, dem Verbringen 

des Sportbootes zum Lagerplatz, der 

Überlassung von Yachtpaletten, dem 

Kranen/Absetzen des Sportbootes auf 

der Palette, dem Aufpallen der Sport-

boote, die Reinigung der Sportboote usw. 

usw.  

 

Obzwar die zuletzt genannten Leistungen 

mit den Verpflichtungen/Leistungen aus 

einem Mietvertrag nichts gemein haben, 

argumentieren Winterlagerhalter bei (ge-

richtlicher) Inanspruchnahme regelmä-

ßig, dass sich ihre Haftung ausschließlich 

nach den mietrechtlichen Bestimmungen 

richten würde.  
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Diese Auffassung ist indes unrichtig.  

 

Richtig ist vielmehr, dass es sich bei Ver-

trägen, nach welchen der Winterlagerhal-

ter Leistungen schuldet, welche über die 

bloße Überlassung von Mietraum hinaus-

gehen, um einen sog. gemischten Ver-

trag handelt.  

 

Mit der Rechtsprechung des BGH (vgl. 

Urteil vom 13. März 2007, Aktenzeichen I 

ZR 207/04 = TransportR. 2007, S. 477) 

ist bei der Beurteilung der Haftung des 

Winterlagerhalters daher darauf abzu-

stellen, in Erfüllung welcher der von dem 

Winterlagerhalter geschuldeten Leistung 

es zu einem Schaden gekommen ist.  

 

Entsprechend hat jüngst in einer unserer 

Sachen das Amtsgerichts Wismar mit Ur-

teil vom 9. Januar 2017, Aktenzeichen 8 

C 3/15 zutreffend festgeschrieben, dass 

es sich bei dem Aufpallen einer Yacht um 

eine werkvertragliche Verpflichtung han-

delt.  

 

Gleicher Auffassung hat sich jüngst das 

Landgericht Kiel im ersten Termin zur 

mündlichen Verhandlung in anderer Sa-

che gezeigt.  

 

 

Bei dem Kranen und der Verbringung von 

Sportbooten, handelt es sich um fracht-

vertragliche Pflichten.  

 

Die Haftung des Winterlagerhalters für 

Schäden während der Kranung/Beförde-

rung richtet sich daher nach den §§ 425 

ff. HGB. 

 

Beschädigungen von Sportbooten bei der 

Reinigung richten sich demgegenüber 

nach den werkvertraglichen Bestimmun-

gen.  

 

Oftmals wird sich auch die Frage stellen, 

ob ein Winterlagervertrag tatsächlich als 

Mietvertrag im Sinne der §§ 535 HGB o-

der nicht tatsächlich als Lagervertrag im 

Sinne der §§ 467 HGB zu qualifizieren ist 

(?). 

 

 

Die entsprechende Qualifizierung des 

Vertragsverhältnisses ist insbesondere 

von Bedeutung, als sich hiernach der 

Verschuldensmaßstab der Haftung des 

Winterlagehalters bemisst.  

 

So steht bei einem Fracht-/Lagervertrag 

ein Verschulden des Winterlagerhalts be-

reits zu vermuten.  

 

Werkvertraglich haftet der Winterlager-

halter - unbeschadet etwaiger Beweiser-

leichterungen - nur bei nachgewiesenem 

Verschulden.  

 

Zu beachten ist auch, dass nach § 439 

HGB Ansprüche aus Fracht-/Lagerver-

trag regelmäßig bereits nach einem Jahr 

verjähren.  

 

Ansprüche aus Miet-/Werkvertrag dem-

gegenüber aber erst nach drei Jahren.  

 

Benjamin Grimme 

Rechtsanwalt  

 

Schlagworte: Winterlager, Sportboot, Yachtkasko-

versicherung, Winterlagervertrag, Winterlagerhal-

ter, Kranung, Aufpallen, Frachtrecht, Lagerrecht, 

§§ 425 ff. HGB, §§ 467 HGB, §§ 535 ff. BGB, §§ 

631 ff. BGB, Verjährung  
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Die Verlustvermutung des Artikel 
20 CMR bei Annahme der wieder-

aufgefundenen Sendung  
 

In der Berufungssache vor dem OLG 

Stuttgart, 3 U 108/16, hatte das OLG über 

die Berufung der Beklagten gegen das 

Urteil des Landgerichts Stuttgart, 35 O 

82/15 KfH, zu entscheiden.  

 

Der Entscheidung lag folgender Sachver-

halt zugrunde:  

 

Die Klägerin hatte die Beklagte mit der 

Durchführung eines Transportes einer 

Kiste mit Innenausbauteilen für eine Lu-

xusyacht von Österreich nach Großbri-

tannien beauftragt. Die Abholung sollte 

am 31. Januar 2014 und die Zustellung 

spätestens am 4. Februar 2014 erfolgen.  

 

Die Beklagte ihrerseits führte den Trans-

port nicht selbst durch, sondern beauf-

tragte eine Subunternehmerin. Der Auf-

trag wurde sodann an weitere Subunter-

nehmer vergeben.  

 

Die Kiste wurde ordnungsgemäß zum 

Transport übernommen und gelangte - 

wie sich erst viel später herausstellte - 

nach Großbritannien. Die Kiste wurde lei-

der nicht der richtigen Empfängerin abge-

liefert, sondern an ein anderes Unterneh-

men.  

 

Die Beklagte bat die Klägerin darum, ihr 

Fotos oder eine Beschreibung der Kiste 

zukommen zu lassen, um diese schnellst-

möglich wieder aufzufinden.  

 

Mit E-Mail vom 17. Februar 2014 über-

sandte die Klägerin Informationen und 

teilte der Beklagten mit E-Mail mit:  

 

„Der Inhalt dieser Kiste ist sehr 

wichtig und muss unbedingt 

schnellstmöglich an die Lieferad-

resse geliefert werden. Die enthal-

tenen Teile müssen vom Empfän-

ger bearbeitet werden und wieder 

zurück nach Deutschland gebracht 

werden… Sollte die Kiste in den 

nächsten zwei Tagen nicht auftau-

chen, müssen wir reagieren und die 

Teile ein zweites Mal produzieren 

lassen. Wir können nicht warten.“ 

 

Zwei Tage später teilte die Beklagte der 

Klägerin folgendes mit:  

 

„Ich komme leider mit schlechten 

Nachrichten auf Sie zu. Die Ware 

wurde bis jetzt noch nicht gefunden 

und daher hat der Frächter die Sa-

che an seine Versicherungsabtei-

lung abgetreten. 

 

Ich warte hier nun auf die Informa-

tion bezüglich des weiteren Ver-

laufs. Die Wahrscheinlichkeit einer 

Auffindung der Ware ist leider nicht 

mehr sehr hoch.“ 

 

Die Klägerin teilte daraufhin der Beklag-

ten mit, dass sie zur Abwendung größerer 

Schäden mit der Neuanfertigung der ver-

loren gegangenen Ware beginnen werde 

und hielt die Beklagte für die entstehen-

den Schäden haftbar.  

 

Die Klägerin erteilte daraufhin einen Auf-

trag für die Nachfertigung und die nach-

produzierten Teile wurden der Empfän-

gerin am 7. März 2014 zugestellt und wei-

ter verarbeitet.  

 

Am 21. März 2014 wurde die ursprüngli-

che Ware Kiste der Empfängerin in Groß-
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britannien zugestellt. Da die zwischen-

zeitlich gelieferte Zweitanfertigung be-

reits nach Deutschland versandt worden 

war, wurde die Ursprungssendung von 

der Empfängerin - nach Rücksprache mit 

der Absenderin - entsorgt.  

 

Die Klägerin machte bei der Beklagten 

Schadensersatz für die Nachproduktion 

der verlustig geglaubten Sendung sowie 

weiterer Transportkosten und somit einen 

Gesamtbetrag in Höhe von EUR 

29.700,00 geltend.  

 

Die Klägerin vertrat die Auffassung, ihr 

stünde gegen die Beklagte ein Anspruch 

aus Artikel 17 CMR zu. Die Klägerin war 

der Auffassung, sie dürfte gemäß Artikel 

20 CMR die Sendung als verloren be-

trachten, da diese nicht binnen 30 Tagen 

nach Ablauf der Lieferfrist, sondern erst 

gut 6 Wochen später abgeliefert worden 

sei.  

 

Im Übrigen sei der Beklagten ein grobes 

Organisationsverschulden vorzuwerfen, 

da die Beklagte in dem Zeitraum von 6 

Wochen nicht in der Lage gewesen sei, 

den Verbleib der Sendung aufzuklären. 

Da eine Einigung zwischen den Parteien 

nicht erzielt werden konnte, nahm die 

Klägerin die Beklagte auf Schadenser-

satz vor dem Landgericht Stuttgart in An-

spruch.  

 

Die Beklagte setzte sich zur Wehr und 

vertrat die Auffassung, die Klägerin 

könne aufgrund der Auslieferung am 21. 

März 2014 keine Ansprüche geltend ma-

chen. Da die Klägerin einen schriftlichen 

Vorbehalt an die Beklagte nicht über-

sandt habe, kämen i. Ü. Ansprüche we-

gen Lieferfristüberschreitungen nicht in 

Betracht.  

 

Die Parteien stritten zudem über die 

Höhe des geltend gemachten Schadens-

ersatzanspruches.  

 

Das Landgericht Stuttgart ist in seinem 

Urteil vom 18. April 2016 zu dem Ergeb-

nis gekommen, dass der Klägerin gegen 

die Beklagte wegen des vermeintlichen 

Verlustes ein Schadensersatzanspruch 

zustünde.  

 

Das Landgericht kam zu dem Ergebnis, 

dass der Annahme des Verlustes nicht 

entgegenstehen würde, dass die Be-

klagte die streitgegenständliche Sendung 

am 21. März 2014 bei der Empfängerin 

abgeliefert hatte.  

 

Gemäß Artikel 20 Abs. 1 CMR wird unwi-

derleglich der Verlust zugunsten der Klä-

gerin vermutet, wenn das Gut nicht bin-

nen 30 Tagen nach Ablauf der vereinbar-

ten Lieferfrist durch den Frachtführer ab-

geliefert worden ist. Da diese Frist am 21. 

März 2014 längst abgelaufen war, war 

der Klägerin nach Auffassung des Land-

gerichts ihr Ersatzanspruch nicht dadurch 

entzogen, dass die Beklagte das Trans-

portgut später bei der Empfängerin ablie-

ferte.  

 

Auf den Vorbehalt gem. Artikel 30 Abs. 3 

CMR käme es nicht an, da die Klägerin 

hier einen Anspruch wegen Verlust des 

Sendungsguts und nicht wegen einer Lie-

ferfristüberschreitung verlangen könne.  

 

Im Übrigen kam das Landgericht zu dem 

Ergebnis, dass der Beklagten ein grobes 

Organisationsverschulden zur Last zu le-

gen sei. Nach Auffassung des Landge-

richts waren die erforderlichen Schnitt-

stellenkontrollen nicht durchgeführt wor-

den und es war nach Auffassung des 

Landgerichts weiter eine hinreichende 
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Recherche seitens der Beklagten nicht 

erfolgt.  

 

Das Landgericht kam weiter zu dem Er-

gebnis, dass die Klägerin aufgrund des 

Inhalts der E-Mail der Beklagten vom 19. 

Februar 2014 davon ausgehen durfte, 

dass die Sendung nicht mehr aufgefun-

den wird, zumal diese schon zwei Wo-

chen ergebnislos verstrichen waren.  

 

Mit Ausnahme eines geringen Frachtan-

teils gab das Landgericht der Klage in vol-

ler Höhe statt.  

 

Gegen die Klage hat sich die Beklagte mit 

der Berufung vor dem Oberlandesgericht 

Stuttgart zur Wehr gesetzt.  

 

In der Entscheidung des OLG Stuttgart 

vom 7. Dezember 2016 wurde auf die Be-

rufung der Beklagten das Urteil des Land-

gerichts Stuttgart, soweit es zum Nachteil 

der Beklagten erkannt hat, abgeändert. 

Die Klage wurde insgesamt abgewiesen.  

 

Das OLG Stuttgart war zu dem Ergebnis 

gekommen, dass die zulässige Berufung 

begründet sei. Der Klägerin stehen keine 

Ansprüche wegen des Verlustes der 

streitgegenständlichen Sendung, son-

dern nur Ansprüche wegen des Über-

schreitens des vereinbarten Liefertermins 

zu, welche jedoch nicht streitgegenständ-

lich seien. Die Klage war daher abzuwei-

sen.  

 

Das OLG führte hierzu aus, dass gemäß 

Artikel 20 Abs. 1 CMR der Verfügungsbe-

rechtigte das Transportgut, ohne weitere 

Beweise erbringen zu müssen, als verlo-

ren betrachten kann, wenn es nicht inner-

halb von 30 Tagen nach Ablauf der ver-

einbarten Lieferfrist abgeliefert worden 

ist. Die Regelung gewährt dem Verfü-

gungsberechtigten ein Wahlrecht, ob er 

sich auf die Verlustvermutung beruft und 

die an den Verlust geknüpften Schadens-

ersatzansprüche geltend machen will o-

der aber er das Wiederauffinden abwartet 

und dann Herausgabe und Schadenser-

satz wegen Lieferfristüberschreitung ver-

langt.  

 

Die Verlustvermutung des Artikel 20 Abs. 

1 CMR findet zugunsten des Anspruchs-

berechtigten zwar erst Anwendung, wenn 

er deutlich zu erkennen gegeben hat, das 

Gut als abhandengekommen zu betrach-

ten. Dies bedeutet jedoch nicht, dass der 

Anspruchsberechtigte die Annahme des 

wieder aufgefundenen Guts nur verwei-

gern kann, wenn er sich bereits zuvor auf 

die Verlustvermutung berufen hat. Zu be-

rücksichtigen ist, dass die Verlustvermu-

tung des Artikel 20 Abs. 1 CMR unwider-

leglich ist. Der Anspruchsberechtigte soll 

nach dem festgelegten Zeitpunkt dispo-

nieren können, ohne Gefahr zu laufen, 

das Gut doch später annehmen zu müs-

sen.  

 

Dem Ersatzberechtigten steht es daher 

zu, sich auf die Verlustfiktion auch dann 

zu berufen, wenn das Gut nach Ablauf 

der in Artikel 20 Abs. 1 CMR bezeichne-

ten Fristen wieder aufgefunden wird.  

 

In dem streitgegenständlichen Fall war es 

jedoch so, dass die Empfängerin in Groß-

britannien die Sendung am 21. März 

2014 entgegengenommen hat, obwohl 

sie die Entgegennahme hätte verweigern 

können.  

 

Da die Empfängerin das Sendungsgut 

annahm, geht die Beklagte zu Recht da-

von aus, dass sich die Klägerin nicht 
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mehr auf die Verlustfiktion nach Artikel 20 

Abs. 1 CMR berufen kann.  

 

Hierzu ist festzuhalten, dass das Wahl-

recht des Artikel 20 Abs. 1 CMR nicht al-

lein dem Vertragspartner des Beförde-

rungsvertrages zusteht, sondern dem Er-

satzberechtigten. Da gemäß Artikel 13 

Abs. 1 Satz 2 CMR der Empfänger die 

Rechte wegen des festgestellten Verlus-

tes im eigenen Namen geltend machen 

kann, ist dieser Empfänger Verfügungs-

berechtigter neben dem Absender im 

Sinne des Artikel 20 CMR. Die Empfän-

gerin in Großbritannien war daher befugt, 

das Wahlrecht des Artikels 20 CMR aus-

zuüben.  

 

Zwar hat die Empfängerin sich nicht aus-

drücklich erklärt. In der vorbehaltlosen 

Entgegennahme einer verspäteten Liefe-

rung ist jedoch die konkludente Aus-

übung des Wahlrechts zu sehen. An 

diese konkludente Ausübung sind keine 

zu strengen Anforderungen zu stellen. 

Wenn der Empfänger das verloren ge-

glaubte Gut annimmt, obwohl er sich auf 

die Verlustvermutung hätte berufen kön-

nen, so wird der Frachtführer dies regel-

mäßig als Erklärung dahingehend verste-

hen dürfen, dass sich der Empfänger 

nicht auf die Verlustvermutung berufen 

will.  

 

Von einer konkludenten Ausübung des 

Wahlrechts ist auch auszugehen, obwohl 

die Klägerin der Beklagten per E-Mail mit-

teilte, dass mit der Neuanfertigung der 

verloren gegangenen Ware bereits be-

gonnen worden ist. Nicht nur, dass sich 

aus dieser Mitteilung der Klägerin nicht 

ergab, dass die Klägerin ihr Wahlrecht 

ausüben wollte, so stand der Klägerin zu 

diesem Zeitpunkt noch gar kein Wahl-

recht zu, weil die 30 Tage-Frist des Artikel 

20 Abs. 1 CMR noch gar nicht verstrichen 

war. Auch aus der Mitteilung der Beklag-

ten, dass das Auffinden der Ware nicht 

sehr wahrscheinlich sei, durfte die Kläge-

rin nicht den Schluss ziehen, dass der 

Verlust der Ware definitiv sei.  

 

Zudem hat die Klägerin zu keinem Zeit-

punkt mitgeteilt, dass sie im Falle des 

Wiederauffindens kein Interesse am Er-

halt der Ware habe. Es war nicht deutlich 

geworden, dass das Sendungsgut nur für 

das eine konkrete Yachtprojekt verwandt 

werden konnte.  

 

Von einer Ausübung des Wahlrechts 

durch die Klägerin nach Ablieferung war 

nicht auszugehen. Dies insbesondere 

auch deswegen nicht, da die Klägerin auf 

Nachfrage der Empfängerin der Vernich-

tung zugestimmt hatte. Würde man nun 

der Klägerin die Verlustvermutung zu 

Gute kommen, läge hier ein rechtsmiss-

bräuchliches venire contra factum 

proprium vor. Die Klägerin hatte der Ver-

nichtung der Ware zugestimmt, obwohl 

gemäß Artikel 20 Abs. 4 CMR der Fracht-

führer, sobald sich die Klägerin auf die 

Verlustvermutung beruft, dass die Verfü-

gungsbefugnis über das Sendungsgut 

zustand.  

 

Ein Anspruch auf Schadensersatz wegen 

Lieferfristüberschreitung kam nicht in Be-

tracht, da die Klägerin einen solchen An-

spruch gar nicht geltend machte. 

 

Angela Schütte 

Rechtsanwältin 

Fachanwältin für Transport-  

und Speditionsrecht 

 

Schlagworte: Artikel 17, 20 CMR, Verlustvermu-

tung 
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Und ewig stehen die Container … 
 

In letzter Zeit scheinen sich Fälle zu häu-

fen, in welchem „herrenlose“ beladene 

Container im Empfangshafen stehen und 

nicht (rechtzeitig) abgenommen werden. 

 

Die Hintergründe hierfür sind dabei 

durchaus vielfältig: 

 

Mal verweigert der im Konnossement 

(B/L) bezeichnete Empfänger die Ab-

nahme, etwa wegen Zahlungsproblemen 

oder sonstiger Streitigkeiten mit seinem 

Vertragspartner z.B. über Preise, Quali-

tät, Liefertermine, mal verkauft der Ab-

sender das Gut während der Schiffsreise 

an einen anderen Empfänger, so dass die 

Papiere geändert werden müssen und es 

hierbei zu Verzögerungen kommt. Oder 

die örtlichen Behörden, insbesondere der 

Zoll, beanstanden die Papiere oder das 

Gut bei der Einfuhr, so dass der Contai-

ner nicht abgefertigt wird und zwischen-

gelagert werden muss. 

 

Eine weitere Konstellation umfasst Fälle, 

in welchem der Empfänger den Container 

zwar abnimmt, diesen jedoch nicht zeit-

nah zurückführt. 

 

In all diesen Fällen steht der als Absender 

auftretende Spediteur, sei er nun Erst-

spediteur oder nachfolgender, regelmä-

ßig „zwischen Baum und Borke“. Eine 

Einflussnahme auf die Erledigung der 

Probleme vor Ort ist für ihn regelmäßig 

schwierig, meist sogar unmöglich. Ein 

Einwirken auf den Empfänger über sei-

nen Auftraggeber ist oftmals nur begrenzt 

durchführbar oder geschäftspolitisch un-

erwünscht. 

 

Und während die Zeit ins Land geht, tickt 

die Uhr: Der carrier berechnet in solchen 

Fällen nach Ablauf einer bestimmten, we-

nige Tage umfassenden freien Frist 

„demurrage“-Gebühren in durchaus sig-

nifikanter Höhe. So betragen bei einem 

bekannten carrier die Tagessätze für ei-

nen 40‘ Container zunächst EUR 75,- und 

ab dem 22. Tag immerhin EUR 190,-. 

 

Hinzu kommen in den Fällen einer Lage-

rung im Terminalbereich (mangels Ver-

zollung) nicht unerhebliche Lagergelder 

und sonstige lokale Kosten. 

 

Bei umfangreichen oder schwierigen Fäl-

len laufen somit recht schnell Kosten im 

oftmals sechsstelligen Bereich auf. 

 

Überraschend ist hierbei, dass die carrier 

häufig nicht frühzeitig zur Abnahme auf-

fordern und diese anmahnen und auch 

ihre demurrage-Forderungen nicht forcie-

ren. In Zeiten allgemeiner Frachtenflaute 

und in Anbetracht der berechneten Sätze 

vielleicht auch kein ganz schlechtes Ge-

schäft … 

 

Rechtlich betrachtet, haftet dabei der 

frachtvertragliche und / oder im B/L ver-

zeichnete Absender („consignor“) bei An-

wendung deutschen Sachrechts gemäß 

§§ 491, 492 HGB, § 670 BGB für alle Auf-

wendungen des carriers, welche sich da-

raus ergeben, dass dieser aufgrund von 

Weisungen des Absenders oder Empfän-

gers Maßnahmen durchführt bzw. man-

gels solchen (durchführbaren) Weisun-

gen nach eigenem Ermessen Maßnah-

men zur Erhaltung des Gutes trifft. 

 

Die hierbei entstehenden demurrage- 

und detention-Kosten sowie Lagergelder 

und lokale Kosten werden dabei regelmä-

ßig als sachdienlich angesehen. 
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Deren Höhe muss sich anhand wirksam 

einbezogener Tarife des carriers bzw. 

dritter Dienstleister wie z.B. Lagerhalter 

oder Terminalbetreiber ergeben, oder an-

sonsten ortsüblich und angemessen sein.  

Hinsichtlich des zu berechnenden Zeit-

raumes gibt es grundsätzlich keine Ober-

grenze. 

 

Zwar wird verschiedentlich vorgeschla-

gen, eine solche Maximierung dort anzu-

setzen, wo der Wiederbeschaffungswert 

eines handelsüblichen Containers der 

entsprechenden Kategorie überschritten 

wird, ggf. mit einem gewissen Zuschlag. 

Argument hierfür ist, dass sich der wirt-

schaftliche Wert der Nutzungsmöglichkeit 

eines Containers maximal auf diese Be-

träge beläuft, da der carrier ja zur Ersatz-

beschaffung in der Lage ist und andern-

falls unberechtigt bereichert wäre. 

 

Veröffentlichte Rechtsprechung zu die-

sem Themenkomplex findet sich im 

deutschsprachigen Rechtsraum leider 

soweit ersichtlich bislang keine. 

 

Allerdings ist hierzu im Jahre 2016 in 

Großbritannien ein Urteil des „England 

and Wales Court of Appeal (Civil Divi-

sion)” veröffentlicht worden. 

 

In diesem Berufungsurteil im Verfahren 

MSC vs. Cottonex Anstalt (Neutral Cita-

tion Number: [2016] EWCA Civ 789, 

Case No: A3/2015/0750) ging es um die 

Auslieferung mehrerer Container Baum-

wolle nach Chittagong in Bangladesch.  

Wegen Streitigkeiten zwischen Verkäufer 

und Käufer über den Handelswert der 

über Akkreditiv veräußerten Ware kam es 

zu monatelangen Verzögerungen, in de-

ren Folge der Verkäufer die Auffassung 

vertrat, die Bank des Empfängers sei be-

rechtigte Eigentümerin des Gutes in den 

letzten Containern, wogegen weder 

diese, noch der Empfänger hierüber ver-

fügen wollten. Nachdem eine Erfüllung 

der Herausgabepflicht unwahrscheinlich 

geworden war, bot der carrier dem Kun-

den die verbliebenen Container zum Kauf 

an. Allerdings konnte man sich nicht über 

einen Preis einigen. 

 

Das Berufungsgericht befand, der carrier 

könne nur bis zu dem Zeitpunkt des Ver-

kaufsangebots demurrage verlangen. 

Denn spätestens zu diesem Termin sei 

eine weitere Durchführung des See-

frachtvertrages wirtschaftlich sinnlos ge-

worden. Der „Vertragsbruch“ des Absen-

ders berechtige zwar den carrier zu allen 

bis zu diesem Termin aufgelaufenen 

demurrage-Kosten, ein weiteres Festhal-

ten des Absenders nur mit dem Interesse 

der Realisierung weiterer demurrage-An-

sprüche sei dagegen unbillig. 

 

Eine entsprechende Anwendung der Ent-

scheidungsgrundsätze auch im deut-

schen Rechtsraum erscheint durchaus 

denkbar. Vermutlich würde man hier eher 

mit einer Schadensminderungspflicht des 

carriers und den Grundsätzen von Treu 

und Glauben argumentieren. Verschie-

dene Seefrachtführer sehen in ihren AGB 

sog. „total loss“ Erklärungen des Auftrag-

gebers vor. Danach wird diesem ein ver-

einbarter (Zeit-)wert des Containers bei 

Ausübung dieser Option in Rechnung ge-

stellt und nach diesem Termin keine wei-

teren demurrage- / oder detention-Forde-

rungen erhoben.  

 

Da die Rechtsentwicklung hierzu nicht 

vorsehbar ist, kann dem betroffenen Auf-

traggeber in solcher Situation nur angera-

ten werden, seinerseits zügig dem carrier 

ein solches Angebot zu unterbreiten. 
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Dies spätestens, wenn sich eine Lösung 

des „Knäuels“ nicht abzeichnet. Zuvor 

sind natürlich Absender und Empfänger 

unter Fristsetzung – am besten mehrfach 

– zur Verfügung über das Gut und ggf. 

Beseitigung der Hindernisse aufzufor-

dern.  

 

Frank Geissler 

Rechtsanwalt 

Fachanwalt für Transport-  

und Speditionsrecht 

Fachanwalt für Versicherungsrecht  

 

Schlagworte: §§ 491, 492 HGB, §§ 242, 254 BGB, 

Stückgutfrachtvertrag, Container, demurrage, de-

tention, Lagergeld, Verzögerung, Ablieferungshin-

dernis, Konnossementsbedingungen „total loss“ 
 

 

 

Erneutes Urteil für ein  
Aufrechnungsverbot bei  

Umzugsschäden 
 

In unserem Newsletter #6/2016 hatten wir 

das Urteil vom Amtsgericht Hamburg-

Wandsbek vom 04. Oktober 2016, Az.: 

715 C 20/16 erörtert. 

 

In diesem wurde über einen von uns ge-

führten Rechtsstreit hinsichtlich ausste-

hender Frachten gegen den Beklagten 

entschieden. 

 

Das Gericht entschied, dass der Beklagte 

gemäß §§ 451, 407 Abs. 2 HGB den 

Restbetrag der vertraglich vereinbarten 

Vergütung sowie nach §§ 280 Abs. 1, 241 

Abs. 1 S. 1 BGB Ersatz für die aufgrund 

unberechtigter Rücklastschrift entstande-

nen Kosten schuldet. 

 

Auch das Amtsgericht Hamburg-Wands-

bek hat mit Urteil vom 15. Dezember 

2016, Az.: 713 C 218/16, über einen von 

uns geführten Rechtsstreit hinsichtlich 

ausstehender Frachten gegen den Be-

klagten entschieden. Die Klägerin führte 

im Auftrag des Beklagten einen Umzug 

durch. 

 

In der Entscheidung des Amtsgerichts 

ging es unter anderem erneut um die 

Frage, ob das Aufrechnungsverbot in Zif-

fer 8 der Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen seitens der Klägerin gegen § 309 

Nr. 3 BGB verstößt. 

 

Der Entscheidung lag folgender Sachver-

halt zugrunde: 

 

Die Beklagten beauftragte die Klägerin mit 

der Durchführung ihres Umzugs von Ham-

burg nach Achim. Die Klägerin berechnete 

3.643,28 €. Die Klägerin betrieb den Ein-

zug des Betrages im Lastschriftverfahren. 

Der zunächst der Klägerin gutgeschrie-

bene Betrag wurde ihr aber nebst 4,50 € 

Rücklastschriftgebühr wieder belastet. 

 

Die Klägerin nimmt mit der Klage die Be-

klagten auf Zahlung in Anspruch. Sie lässt 

sich auf ihre Frachtforderung einen Scha-

densersatzanspruch in Höhe von 235 € an-

rechnen und erteilte eine weitere Gutschrift 

in Höhe von 53,55 € aufgrund einer Nach-

berechnung. 

 

Die Beklagten verteidigen sich mit bis auf 

den Betrag von 235 € streitigen Gegenan-

sprüchen in die Klageforderung überstei-

gender Höhe wegen Beschädigung des 

Umzugsguts und der Beschädigung der 

Treppe und des Laminats der Hamburger 

Wohnung. 

 

Ziffer 8 der in den Vertrag einbezogenen 

AGB lautet: ,,Gegen Ansprüche des Mö-

belspediteurs ist eine Aufrechnung nur mit 

fälligen Gegenansprüchen zulässig, die 
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unbestritten oder rechtskräftig festgestellt 

sind“. 

 

Die Klägerin beantragte die Beklagten als 

Gesamtschuldner zu verurteilen, an sie 

3.359,57 € nebst Zinsen in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 

seit dem 19.02.2016 sowie 398 € vorge-

richtliche Kosten nebst Zinsen in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem Basis-

zinssatz seit dem 30.03.2016 zu zahlen. 

 

Das Gericht entschied, dass unter Abwei-

sung der vorgerichtlichen Kosten, die Be-

klagte samtverbindlich verurteilt wird, an 

die Klägerin 3.359,57 € nebst Zinsen in 

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Ba-

siszinssatz seit dem 18.03.2016 zu zah-

len. 

 

Unstreitig bestand zwischen den Parteien 

ein Umzugsvertrag. Aus diesem schul-

den die Beklagten die Fracht (407 ll, 420 

1,451 HGB). Die Höhe der Fracht ist für 

sich genommen unstreitig. 

 

Die Verteidigung der Beklagten mit Ge-

genansprüchen ist als Aufrechnung zu 

bewerten. Die Aufrechnung der Beklag-

ten greift jedoch nicht durch. Die Aufrech-

nung ist unzulässig, weil ihr Ausschluss 

vereinbart wurde. Das Aufrechnungsver-

bot in Ziffer 8 AGB verstößt nicht gegen § 

309 Nr. 3 BGB. Die Aufrechnung unbe-

strittener oder rechtskräftig festgestellter 

Gegenforderungen gestattet die Klausel. 

Die Regelung ist auch nicht nach dem 

Rechtsgedanken des § 309 Nr. 2 BGB 

unwirksam. Die Diskrepanz zwischen § 

309 Nr. 2 und Nr. 3 AGB ist richtigerweise 

dahingehend aufzulösen, dass danach 

zu differenzieren ist, ob dem Verwen-

dungsgegner von Anfang an ein Sach-

leistungsanspruch und damit ein Zurück-

behaltungsrecht zustand oder ob sich von 

Anfang an gleichartige Forderungen ei-

nander gegenüber standen. 

 

Ansprüche wegen Beschädigung des 

Umzugsguts oder anderer Rechtsgüter 

sind originäre Schadensersatzansprü-

che, so dass die Regelung in Ziffer 8 

AGB, die sich erkennbar auf solche be-

zieht, auch nicht nach § 307 BGB unwirk-

sam ist. 

 

Die Verteidigung der Beklagten kann 

auch nicht unter dem Gesichtspunkt ei-

nes Zurückbehaltungsrechts Erfolg ha-

ben. Das Aufrechnungsverbot hindert 

den Absender gleichzeitig auch an der 

Geltendmachung eines Zurückbehal-

tungsrechtes, wenn das Zurückbehal-

tungsrecht in seiner Wirkung einer Auf-

rechnung gleichkommt. 

 

 

Timm Steck 

 

Schlagworte: §§ 451, 407 Abs. 2 HGB, Aufrech-
nungsverbot, AGB § 451 d HGB, Umzug, Möbel, 
Möbelspediteur 

 

 

Wichtigste Änderungen  

ADSp 2017 

 

Nachdem durch die Seerechtsreform die 

ADSp (Stand 2003) überarbeitungsbe-

dürftig wurden, konnten sich die Spediti-

ons- und Verladerverbände zunächst 

nicht auf eine einheitliche Version eini-

gen. Diese Einigung ist nunmehr mit den 

ADSp 2017 erfolgt. Die ADSp sind so-

wohl von den Verbänden empfohlen wor-

den, die bereits früher die ADSp 2003 

empfohlen hatten. Zusätzlich wurden die 

ADSp 2017 nunmehr auch von dem BGL, 

dem Bundesverband Möbelspedition und 

Logistik (AMÖ) und dem Bundesverband 
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Wirtschaft, Verkehr und Logistik (BWVL) 

empfohlen.  

 

Die ADSp sind anwendbar ab dem 

01.01.2017. 

 

Die ADSp 2017 enthalten eine Fülle von 

Begriffsdefinitionen. Auch die Rechten 

und Pflichten sind in den ADSp 2017 um-

fangreich geregelt. Hierauf im Einzelnen 

einzugehen, würde den Newsletter über-

frachten. Deshalb wird vorliegend nur auf 

einige wesentliche Änderungen hinge-

wiesen.  

 

Hier wird zunächst auf die Ziffer 7.1 hin-

gewiesen.  

 

Erfolgt die Ver- oder Entladung an mehr 

als einer Lade- oder Entladestelle, so 

muss der Spediteur nach Ziffer 7.1 ADSp 

2017 nach Abschluss der beförderungs-

sicheren Verladung eines Gutes die La-

dungssicherung durchgehend bis zur 

letzten Entladestelle sicherstellen. Nach 

der bisherigen gesetzlichen bzw. Recht-

sprechung war es so, dass jeder Verlader 

das Gut so beförderungssicher zu sichern 

hatte, dass es von selbst hält und nicht 

durch beigeladenes Gut gehalten wird. 

Nach der jetzigen Regelung der Ziffer 7.1 

ADSp 2017 muss der Frachtführer dafür 

Sorge tragen, dass nach Teilentladungen 

die beförderungssichere Verladung si-

chergestellt ist.  

 

Nach Ziffer 8.1. ADSp 2017 ist der Spedi-

teur nunmehr auch verpflichtet, bei Über-

nahme des Gutes stets die Übernahme 

zu quittieren. In den ADSp 2003 galt dies 

nur auf Verlangen. 

 

Nach Ziffer 8.3. ADSp 2017 hat der Spe-

diteur vom Empfänger eine Abliefe-

rungsquittung über die im Auftrag oder in 

sonstigen Begleitpapieren genannten 

Packstücke zu verlangen. Weigert sich 

der Empfänger, eine solche Abliefe-

rungsquittung zu erteilen, so hat der Spe-

diteur Weisungen einzuholen.  

 

Eine wichtige Bestimmung enthält auch 

Ziffer 1.14 ADSp 2017. Hiernach wird der 

Lohnfuhrvertrag dem Frachtvertrag 

gleichgestellt. Demzufolge haftet also 

auch der Lohnfuhrunternehmer für Schä-

den, die von seinem Personal verursacht 

wurden, wie ein Frachtführer. Ohne diese 

Regelung würde der Lohnfuhrunterneh-

mer für Schäden, die durch sein Personal 

verursacht wurden, nur dann haften, 

wenn ihn ein Auswahlverschulden trifft.  

 

Eine wesentliche Neuerung enthält auch 

Ziffer 21.2 ADSp 2017. Während der 

Spediteur bei den ADSp 2003 nur be-

rechtigt war, eine Versicherung des Gu-

tes zu besorgen, ist der Spediteur nun-

mehr sogar verpflichtet, eine Güterversi-

cherung abzuschließen, wenn es dem 

vermuteten Interesse des Auftraggebers 

entspricht. Die ADSp 2017 nennen hier 

nur einige Beispiele. Diese Aufzählung ist 

jedoch nicht abschließend. Demzufolge 

muss jeder Spediteur zukünftig prüfen, ob 

der Abschluss einer Güterversicherung 

im Interesse seines Auftraggebers liegt. 

Nach Ziffer 21.3 ADSp 2017 besteht die 

Vermutung des Interesses an der Einde-

ckung einer Versicherung nicht, wenn der 

Auftraggeber die Eindeckung untersagt 

hat oder der Auftraggeber selbst Spedi-

teur, Frachtführer oder Lagerhalter ist. 

Aber auch insoweit handelt es sich nur 

um beispielhafte Aufzählungen, die nicht 

abschließend sind.  

 

Die Haftungsbegrenzungen sind neu ge-

regelt. Für Frachtverträge besteht bei Gü-

terschäden eine Haftungsbegrenzung 
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von 8,33 Sonderziehungsrechten für je-

des Kilogramm. Bei Multimodalverträgen 

gilt eine Haftungsbegrenzung von zwei 

Sonderziehungsrechten für jedes Kilo-

gramm. Bei bekanntem Schadensort be-

stimmt sich die Haftung nach § 452 a 

HGB unter Berücksichtigung der Haf-

tungsausschlüsse und Haftungsbegren-

zungen der ADSp.  

 

Übersteigt die Haftung des Spediteurs ei-

nen Betrag von EUR 1,25 Mio je Scha-

densfall, ist eine Haftung außerdem be-

grenzt aus jedem Schadensfall höchs-

tens auf einen Betrag von EUR 1,25 Mio 

oder zwei Sonderziehungsrechte für je-

des Kilogramm, je nachdem, welcher Be-

trag höher ist (Ziffer 23.1.3 ADSp 2017). 

Die Haftung des Spediteurs bei Güter-

schäden in seiner Obhut ist bei einem 

Verkehrsvertrag über eine Seebeförde-

rung und bei grenzüberschreitender Be-

förderung auf den für diese Beförderung 

gesetzlich festgelegten Haftungshöchst-

betrag begrenzt.  

 

Die Haftungsbegrenzungen bei verfügter 

Lagerung sind in Ziffer 24 ADSp 2017 ge-

regelt. Hiernach gilt bei Lagerschäden 

eine Haftungsbegrenzung von 8,33 Son-

derziehungsrechte für jedes Kilogramm, 

höchstens jedoch EUR 35.000,00 je 

Schadensfall. Bei Inventurdifferenzen be-

trägt die Haftungsbegrenzung EUR 

70.000,00 pro Jahr, unabhängig von der 

Anzahl und der Form der durchgeführten 

Inventuren und von der Zahl für die Inven-

turdifferenz ursächlichen Schadensfälle.  

 

Eine Regelung, die interessant ist, enthält 

auch Ziffer 24.2 ADSp 2017. Hiernach 

kann der Auftraggeber gegen Zahlung ei-

nes zu vereinbarenden Zuschlages vor 

Einlagerung in Textform einen Wert zur 

Erhöhung der Haftung angeben, der die 

in Ziffer 24.1 ADSp 2017 bestimmten 

Höchstbeträge übersteigt. In diesem Fall 

tritt der jeweils angegebene Wert an die 

Stelle des betreffenden Höchstbetrages. 

Dies hat auch Auswirkungen auf die Haf-

tungsdurchbrechung im Falle von Kardi-

nalspflichtverletzungen. Dies ergibt sich 

aus Ziffer 27.2 ADSp 2017. Abweichend 

von Ziffer 27.1.2 ADSp 2017 entfallen 

hiernach die Haftungsbegrenzungen in 

Ziffer 24.1 und 24.2 ADSp 2017 nur bei 

einer grob fahrlässigen oder vorsätzli-

chen Verletzung vertragswesentlicher 

Pflichten. Die ADSp 2017 haben somit in-

soweit die BGH-Rechtsprechung umge-

setzt. 

 

Die Haftung des Spediteurs für andere 

als Güterschäden mit Ausnahme von 

Personenschäden und Sachschäden am 

Drittgut ist bei einer verfügten Lagerung 

gemäß Ziffer 24.3 ADSp 2017 auf je EUR 

35.000,00 je Schadensfall begrenzt. 

 

In Ziffer 25 ADSp 2017 sind die Haftungs-

ausschlüsse bei See- und Binnenschiffs-

beförderungen einbezogen. Ziffer 25 

ADSp 2017 trägt somit den Möglichkei-

ten, die die Seerechtsreform ermöglichte, 

Rechnung.  

 

Die Auftraggeberhaftung ist nach Ziffer 

29.1 ADSp 2017 auf EUR 200.000,00 je 

Schadensereignis begrenzt. Eine Aus-

nahme gilt nur bei Personenschäden, 

Verletzung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit oder wenn der Schaden 

verursacht worden ist durch Vorsatz oder 

grobe Fahrlässigkeit des Auftraggebers 

oder seiner Erfüllungsgehilfen oder durch 

Verletzung vertragswesentlicher Pflich-

ten, wobei Ersatzansprüche im letzteren 

Fall begrenzt sind auf den vorhersehba-

ren typischen Schaden. 
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Ziffer 30.1 ADSp 2017 regelt nunmehr, 

dass sich die Rechtsbeziehungen zwi-

schen Spediteur und Auftraggeber nach 

deutschem Recht richtet. Insoweit wurde 

auch die Rechtsprechung umgesetzt. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung 

wurde angenommen, dass bei Vereinba-

rung der ADSp deutsches Recht zur An-

wendung gelangt. Dies ist nunmehr in 

den ADSp 2017 ausdrücklich geregelt. 

 

Folkert Baars 

Rechtsanwalt  

 

Schlagworte: wichtigste Änderungen ADSp 2017 

 

 

Herzlich willkommen! 

 

Wir freuen uns außerordentlich, dass 

Herr Rechtsanwalt Folkert Baars unser 

Team verstärkt. 

 

Folkert Baars, Jahrgang 1960 studierte in 

Erlangen-Nürnberg sowie Göttingen und 

legte das 2. Staatsexamen in Oldenburg 

ab. 

 

Von Beginn an lagen seine Schwer-

punkte im Transport- und Speditionsrecht 

sowie im Versicherungsrecht. 

 

Nach langjähriger Tätigkeit in auf diesen 

Gebieten spezialisierten Hamburger An-

waltssozietäten war er in einer Anwalts- 

und Notarsozietät in Norderstedt bei 

Hamburg tätig.  

 

Im März 2017 trat er dann unserer Sozie-

tät bei.  

 

Rechtsanwalt Folkert Baars verfügt über 

nahezu 24 Jahre Berufserfahrung im 

Transport- und Speditionsrecht sowie im 

Versicherungsrecht. 

 

Rechtsanwalt Baars ist u.a. Mitglied der 

Deutschen Gesellschaft für Transport-

recht e.V., der Logistik-Initiative Hamburg 

und der Arbeitsgemeinschaft Transport- 

und Speditionsrecht im Deutschen An-

waltsverein. 
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Ihre Ansprechpartner: 

 

Benjamin Grimme: 

b.gr imme@grimme-partner.com  

 

Angela Schütte:  

a.schuette@grimme-partner.com  

 

Frank Geissler  

f .geissler@grimme-partner.com  

 

Timm Steck 

t.steck@grimme-partner.com  

 

Folkert Baars 

f .baars@grimme-partner.com  

 

 

Grimme & Partner,  

Neumühlen 9, 22763 Hamburg 

Tel.: +49 40 32 57 87 70 

Fax: +49 40 32 57 87 99 

www.grimme-partner.com 

 

 
Auf Anfrage stellen wir Ihnen gerne Abschriften der hier zitierten Urteile und Beschlüsse zur Verfügung. 

  

 

Aber vielleicht gibt es (zwischen Mathematik und Rechtswissenschaft) 

noch eine Gemeinsamkeit: Worauf es in beiden Disziplinen letztlich wirk-

lich ankommt - oder besser gesagt - was den stärksten Eindruck hinter-

lässt, ist nicht unbedingt, dass man Recht bekommt bzw. einen Beweis 

erbracht hat, sondern die Schönheit, die Ökonomie mit der man es ge-

schafft hat. (Hanya Yanagihara) 

 

 

Wir wünschen unseren geschätzten Lesern  
 

ein frohes Osterfest! 
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